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PA R L A M E N T S R E P O R T F r a k t i o n i m T h ü r i n ge r L a n d t a g



Gebietsreformpläne öffentlich machen Bodo Ramelow forderte vor den Stichwahlen die Ministerpräsidentin zur Ehrlichkeit auf Mit Blick auf Äußerungen der Thüringer Ministerpräsidentin sagte der Fraktionschef der LINKEN, Bodo Ramelow: „Frau Lieberknecht, seien Sie ehrlich, Gebietsreform-Pläne der CDU gehören vor den Stichwahlen in die Öffentlichkeit.“ „Die LINKE und ihre Kandidatinnen stehen zu dem, was sie seit Jahren gesagt haben. Wir brauchen dringend eine Verwaltungs-, Funktional- und Gebietsreform", so betonte Bodo Ramelow und verwies auf die vorliegenden Konzepte. „Zu keinem Zeitpunkt haben unsere Kandidatinnen den Menschen Sand in die Augen gestreut oder mit ihrer Meinung hinter dem Berg gehalten. Wir haben immer deutlich gesagt, wofür wir stehen. Für uns gilt nach den Wahlen, was vor den Wahlen gesagt wurde“, so der LINKE-Fraktionschef weiter. Keine Geheimpapiere bei der LINKEN Geheimpapiere in Giftschränken seien bei der LINKEN nicht üblich. „Wir haben ein tragfähiges Angebot und damit auch einen Strategievorschlag für eine umfassende Verwaltungsreform, der dann auch eine Kommunal- und Gebietsreform folgen muss, öffentlich vorgelegt. Uns geht es um bürgernahe und effiziente Strukturen. Dafür setzen wir uns sowohl im Landtag als auch in den Kommunalparlamenten ein“, betonte der LINKE-Vormann. Das Kon-



zept für eine Verwaltungs- und Gebietsreform sei allen Bürgermeistern und Landräten im vergangenen Jahr unterbreitet worden. Bodo Ramelow stellte fest, dass die CDU offenkundig in der Staatskanzlei Strategiedebatten für eine Gebietsreform führt. „Die CDU-Landesvorsitzende und Thüringer Ministerpräsidentin wird sich vorhalten lassen müssen, dass in ihrer Staatskanzlei solche Planspiele durchgeführt wurden. Jetzt darf man nicht so tun, als habe es das nie gegeben.“ Der LINKE Landespolitiker verwies darauf, dass auch der CDU-Landrat Henning (Eichsfeld), der mit einem der besten Wahlergebnisse wieder gewählt wurde, sehr deutlich und sehr klar über notwendige Reformen redet und sich der Diskussion stellt. „Derweil versucht die Landesvorsitzende der CDU aus eigenen parteitaktischen Gründen das Thema Verwaltungsreform zum Unthema zu machen. Es darf aber kein Weiterso mit der Kleinstaaterei und einem Dschungel von Zuständigkeiten geben, bei dem der Bürger am Ende nicht mehr weiß, wo das richtige Amt und wer der richtige Ansprechpartner ist“, so Bodo Ramelow. In ihrem Konzept für eine moderne Verwaltung hatte die Linksfraktion u.a. ausgeführt: „Thüringen gehört zu den kleinsten Ländern der Bundesrepublik. Allerdings leisten wir uns mit rund 150 Landesbehörden einen viel zu starren und schwerfälligen Verwaltungsappa-



rat, der nur schwer demokratisch kontrolliert werden kann.“ Die LINKE will die mittlere Ebene der Landesverwaltung abschaffen und die bisherigen 17 Landkreise und kreisfreien Städte in Regionalkreise umwandeln. Bürgernähe lässt sich nicht in Kilometern messen In dem Papier der Linksfraktion - abrufbar auf den Internetseiten - heißt es z.B. weiter: Damit künftig die Bürgerinnen und Bürger einen klaren Anlaufpunkt haben, sollen in allen Gemeinden Bürger-Service-Büros eingerichtet werden, in denen sie sämtliche Vorgänge beantragen können, unabhängig davon, ob die Gemeinde oder der Regiionalkreis zuständig ist. „Bürgernähe lässt sich nicht in Kilometern messen, sondern drückt sich im Service der Behörden beim Umgang mit den Menschen aus!“ Die Linksfraktion ist vor allem auch der Überzeugung, dass das Behördenwirrwarr aufgelöst werden muss. „Dabei lassen wir uns von den beiden Prinzipien der Einräumigkeit und der Zweistufigkeit leiten. Für das Fundament aller künftigen Verwaltungsgliederungen müssen wir nichts neu erfinden. Die bisherigen vier Planungsregionen, aus denen Thüringen besteht, sollten nach unserer Auffassung die Grenzen bilden, in denen jede Aufgabe einmal abgebildet wird. Damit würde das bestehende Zuständigkeitschaos aufgelöst.“



AKTUELL Hartz IV-Sanktionen beenden Am 26. April hatte der Bundestag über einen Antrag der Linksfraktion abgestimmt, die forderte, die Sanktionen in der Grundsicherung für Arbeitslose (Hartz IV) abzuschaffen. Diese Sanktionen verstärken die Existenznot bei den Leistungsberechtigten, untergraben ihre Würde, machen sie zu Objekten der staatlichen Bürokratie und wehrlos gegenüber den Zumutungen ausbeuterischer Arbeitsverhältnisse, argumentierte die Bundestagsfraktion. Der Antrag wurde dennoch von einer Bundestagsmehrheit abgelehnt. Katja Kipping, stellvertretende Vorsitzende der Partei DIE LINKE und sozialpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion, hatte vor der Abstimmung betont: „Von den Grü-



nen erwarte ich Unterstützung, weil sie sich gerne als Bürgerrechtspartei inszenieren und sie sich deshalb gegen die demütigenden Sanktionen stellen sollte. Von der SPD erwarte ich Unterstützung, weil die Gewerkschaften zurecht beschrieben haben, dass Hartz IV ungeheuren Druck auf die Löhne ausübt. Aber wissen Sie was? Im Ausschuss haben weder SPD noch Die Grünen für die Abschaffung der Sanktionen gestimmt.“ Redner der CDU und der FDP wiesen die Kritik zurück: Sanktionen seien zuletzt nur gegen eine „kleine Gruppe“ von 3,4 Prozent der Hilfeempfänger verhängt worden, hieß es. Außerdem verhalte sich die große Mehrheit regelkonform. Sprecher der SPD lehnten den Antrag der LINKEN zwar ebenfalls



ab, sie plädierten aber dafür, die Sonderregelungen für junge Erwachsene im Hartz-IV-System auf den Prüfstand zu stellen. Für die Betroffenen gelten bei Verstößen gegen Auflagen strengere Leistungskürzungen. So dürfen sie auch nur mit Genehmigung des Jobcenters aus der Wohnung der Eltern ausziehen. Die Grünen erklärten, dass sie dies für falsch halten und forderten ein „Sanktionsmoratorium“. Aber auch das fand keine Mehrheit im Bundestag. Für den Antrag der LINKEN votierten in namentlicher Abstimmung 68 Abgeordnete, 429 stimmten dagegen und 67 Enthaltungen gab es. Zu den Ergebnissen der namentlichen Abstimmung sowie einer Internet-Themenseite zu Hartz IV: www.die-linke-thl.de



ringen.de www.die-linke-thue



KOMMENTIERT: von Karola Stange



Überfällige Rentenangleichung Es kann nicht hingenommen werden, dass 22 Jahre nach der Wende die Ostdeutschen bei den Renten immer noch schlechter gestellt sind als die Seniorinnen und Senioren im Westen. Die LINKE fordert mit Nachdruck: Die Renten müssen endlich an das Westniveau angeglichen werden. Wir unterstützen selbstverständlich das neu gegründete „Bündnis für die Angleichung der Renten in den neuen Bundesländern". Nicht zuletzt in Anbetracht der gestiegenen Lebenshaltungskosten ist es nicht hinzunehmen, dass die Renten-Differenz zwischen Ost und West von 138 auf 142 Euro pro Monat angewachsen ist. Wer 2009 nach 45 Jahren durchschnittlichen Verdienstes im Westen in Rente ging, erhielt eine Brutto-Standardrente von 1.224 Euro. Im Osten waren es 138 Euro weniger. Wer ab Juli 2012 nach 45 Jahren Durchschnittsverdienst im Westen in Rente gehen wird, erhält 1.263,10 Euro pro Monat. Im Osten werden es dann schon 142 Euro weniger sein. Bei einer durchschnittlichen Rentenbezugszeit von 18,5 Jahren ergibt das eine Gerechtigkeitslücke von 31.524 Euro. Der Thüringer Landtag hat bereits einen Beschluss gefasst, dass sich die Landesregierung für einen schnellen Ausgleich stark machen soll. Die Linksfraktion fordert die Ministerpräsidentin auf, sich endlich dafür einzusetzen. Es ist unerträglich, dass über zwei Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung der aktuelle Rentenwert eines Entgeltpunktes West zum 1. Juli 27,47 Euro beträgt, der eines Entgeltpunktes Ost aber nur 24,37 Euro. Das ist aber nicht alles. Auch die immer noch vorhandenen Rentenlücken, wie z.B. bei der Versorgung der in der DDR geschiedenen Frauen, der Eisenbahner oder der mithelfenden Frauen in der Landwirtschaft, müssen unverzüglich geschlossen werden. Zudem ist es nicht länger hinzunehmen, dass zahlreiche Senioren keine Rentenerhöhung bekommen, weil sie noch immer Auffüllbeträge haben, die jedoch nicht die Lebenshaltungskosten abdecken. Es muss schnell gehandelt werden, damit den heutigen Rentnerinnen und Rentnern mehr Gerechtigkeit widerfährt. Und hier sind besonders die Politiker aus den neuen Bundesländern gefragt.
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KURZ UND PRÄGNANT „Belohnungs-Prämie“ „Die Diskussion um die Anrechnung des Betreuungsgeldes auf Hartz IV zeigt die ganze Verlogenheit der Schröder’schen Familienund Frauenpolitik“, kritisierte MdL Matthias Bärwolff. „Die Bundesregierung ist offensichtlich der Meinung, dass nur diejenigen ihre Kinder vernünftig betreuen und erziehen können, die nicht mit Hilfe von Hartz IV ins Arbeitsmarkt-Aus gedrängt wurden. Damit ist die Botschaft klar: arme Eltern sind keine guten Eltern und sollen nicht belohnt werden“, so der LINKE Sozialpolitiker. Thüringen war Vorreiter mit der Umstellung des Landeserziehungsgeldes auf diese Belohnungs-Prämie. Matthias Bärwolff forderte Ministerpräsidentin Lieberknecht und Sozialministerin Taubert auf, „die Zeichen der Zeit zu erkennen und sich einer zukunftsorientierten Familien- und Frauenpolitik zuzuwenden“. Sie bräuchten sich eines Kurswechsels nicht zu schämen, ist sich der Abgeordnete sicher. „Wenn OECD, EU-Kommission, Arbeitgeberverbände und Frauenverbände unisono feststellen, dass das Betreuungsgeld nicht mehr zeitgemäß ist und eine rückwärtsgewandte Politik symbolisiert, sollten einmal getroffene Entscheidungen – sowohl in Thüringen als auch im Bund – überdacht und revidiert werden.“



Die „Affäre Köckert“ Mit dem Namen des ehemaligen Thüringer CDU-Innenministers Christian Köckert ist eine ganze Reihe von Skandalen verbunden. Köckert hat viele Jahre Eisenachs CDU-Lokalpolitik dominiert und ist als umtriebiger Unternehmensberater mit merkwürdigen Geschäftspraktiken aktiv gewesen. Dabei ging es um dubiose Geschäfte u.a. im Immobilienbereich und in der Energiebranche, um auf höchst seltsame Weise verschwunde CDs mit Geheimdaten aus dem Innenministerium, um unzulässige Vermischung von Dienstlichem und Geschäftlichem und Köckerts bis heute dauernden Zugriff auf brisante Akten aus seiner Amtszeit sowie auf Kenntnisse aus einem derzeit gegen ihn laufenden Verfahren. Bodo Ramelow, Vorsitzender der Linksfraktion, und Katja Wolf, Landtagsabgeordnete aus Eisenach, fordern schon lange, den Sumpf aus Politikern, Geheimdienst, Unternehmensgeflechten und kriminellem Milieu schnellstmöglich trockenzulegen und bislang Verschwiegenes und Vertuschtes endlich ans Licht zu bringen und aufzuklären. Dazu fand jetzt im Landestheater Eisenach eine Veranstaltung der beiden Abgeordneten unter dem Titel „Die Affäre Köckert“ statt



UNZ-09-2012



Kultur braucht mehr als Sonntagsreden Linksfraktion legt dem Landtag einen Antrag auf Neuordnung der Theaterfinanzierung vor „Was wir momentan mit der teils prekären Situation der Thüringer Theater erleben, ist eindeutig ein gewolltes Sterben auf Raten. Schon vor Jahren haben wir vor dieser Situation gewarnt und einen solidarischen Kulturförder-



Landesregierung leider unterschätzt", sagte Birgit Klaubert . Erst durch die vielfältigen Proteste der Bürgerinnen und Bürger vor Ort, der Kunst- und Kulturschaffenden selbst und aufgrund der Berichterstattung in den Medien



ausgleich gefordert. Jetzt ist es eigentlich schon ‘fünf nach zwölf’. Im Theater Altenburg/Gera fehlen trotz eigener Sparanstrengungen 2,1 Millionen Euro im Etat und in Eisenach kann die Aufwendung für das Theater aufgrund der Haushaltslage nicht geleistet werden", so die Kulturpolitikerin der Linksfraktion Dr. Birgit Klaubert. Aus diesem Grund hat DIE LINKE für die Landtagssitzung einen Antrag eingereicht, in dem Lösungen für die schwierige Situation der Kulturstätten und die teils prekären Beschäftigungsverhältnisse der Kulturschaffenden gefordert werden. Einen ähnlichen Antrag hatte die Fraktion bereits im letzten Sommer unterbreitet, „doch damals wurde die Situation der Theater durch die anderen Fraktionen und die



Vor „ausverkauftem Haus“ - im Foto (l.) vorn die LINKEN Landtagsabgeordneten Dr. Birgit Klaubert, kulturpolitische Sprecherin, und Michaele Sojka - hatte im Theater Altenburg eine öffentliche Podiumsdiskussion zur Zukunft des Theaters stattgefunden. Zwei Tage später war es in Eisenach zu einem „großen Lärmaufzug“ gekommen, bei dem mehr als 500 Menschen - im Foto (r) MdL Katja Wolf und Sascha Bilay für den Erhalt des Theaters demonstriert hatten. seien die Probleme in Altenburg/Gera und Eisenach in den Fokus geraten. „Es ist schlimm genug, dass so lange niemand ernsthaft diese Problematik wahrnehmen wollte. Jetzt gilt es, nicht nur in Sonntagsreden den Wert der Kultur zu beschwören. Handeln ist notwendig und dies gilt ressortübergreifend für die gesamte Landesregierung“, forderte die Abgeordnete. Die LINKE-Politikerin sieht das Land in der Pflicht. „Wir sind ein Kulturland. Thüringen lebt von seinen kulturhistori-



Hunderte reihten sich in die Lichterkette ein Mit einer Lichterkette um die Theater in Gera und in Altenburg haben die Theatervereine beider Städte ihre Verbundenheit mit Theater&Philharmonie Thüringen gezeigt. Am 17. April nach der Vorstellung „Buddy in concert“ kamen hunderte Menschen mit Kerzen, um sich in die Lichterkette einzureihen. Ab 2013 steht erneut das einzige Thüringer FünfSparten-Haus vor enormen Finanzierungsproblemen. Die Gelder des Freistaats, der Städte Gera und Altenburg und des Landkreises Altenburger Land reichten nicht aus, um das Theater in seiner jetzigen Struktur zu erhalten. Wieder werden von den Mitarbeitern durch einen Haustarifvertrag Gehaltseinbußen verlangt. Dies gehe bis an das Existenzminimum. Sollte dieser Abschluss nicht zustande kommen, drohen die Schließung der Sparten



Schauspiel und Puppentheater sowie die Reduzierung des Orchesters von 78 auf 59 Musiker. „Damit wäre das künstlerische Aus der einst so gelobten Vorzeigefusion eingeläutet“, so Karl-Heinz Walther, Vorsitzender der Theaterfreunde Gera. Der Verein fordert von den Gesellschaftern, mit dem Kultus- und dem Finanzministerium neu über die Finanzierung zu verhandeln. Foto: Sirko Matz



schen Schätzen. Die Landesregierung hat immer wieder verlautbart, sie wolle die Kultur in Thüringen erhalten. Wenn dem wirklich so ist, muss das Land auch dafür Sorge tragen, dass die Kommunen nicht an der Leistung ihrer



,freiwilligen Aufgabe' Kultur ersticken. Im Antrag der LINKEN wird die Landesregierung aufgefordert, „für die Finanzierungsperiode von 2013 bis 2017 die Förderung der Thüringer Theater und Orchester durch Nachverhandlungen bzw. Neuverhandlungen anzupassen, um damit den Erhalt und die Qualität aller Häuser zu sichern“ Für einen solidarischen Kulturförderausgleich Außerdem soll die Landesregierung „einen solidarischen Kulturförderausgleich auf den Weg bringen, der sämtliche Thüringer Kommunen in die Förderung einbezieht“. Dazu heißt es in der Begründung des Antrags, dass sich die kommunalen Träger eine Nachfinanzierung aufgrund der Haushaltslage nicht leisten können. Durch diesen Umstand wird deutlich, dass die Theater- und Orchesterfinanzierung wie auch die Kulturförderung in Gänze neu geordnet werden muss. Mit einem solidarischen Kulturförderausgleich werden alle Kommunen in die Förderung einbezogen und die Finanzierung würde nicht die Haushalte einzelner Städte und Landkreise belasten. Die Vorstellungen werden stets auch von Besuchern aus dem Umland frequentiert, deshalb sollten auch deren Kommunen die Häuser solidarisch mitfinanzieren. „Die Landesregierung muss endlich dafür Sorge tragen, dass der Kulturkannibalismus aufhört und alle Thüringer Theater und Orchester in ihrem Bestand und ihrer Qualität erhalten bleiben können“, betonte Birgit Klaubert.



UNZ-09-2012
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Barrierefreier Antrag im Landtag vorgelegt Erstmals ein Parlamentsdokument in Leichter Sprache, Brailleschrift und Audio-Datei Der Thüringer Landtag erlebt jetzt eine Premiere – „dem Parlament, wo meist das Gegenteil von leichter Sprache produziert wird, legt DIE LINKE einen Antrag vor, der in Leichter Sprache verfasst ist, in Brailleschrift und auch in Form einer Audio-Datei ausgefertigt wurde“, so Bodo Ramelow. Der Fraktionsvorsitzende hatte im Rahmen eines Pressegesprächs die Initiative gemeinsam mit der Behindertenpolitikerin Karola Stange im landesweit einzigen Büro für Leichte Sprache beim Christlichen Jugenddorfwerk (CJD) in Erfurt vorgestellt, das auch den Antrag „übersetzt“ hatte. Er sagte, „wir werden dabei alle zusammen Teil eines lebendigen Prozesses“. Die Leiterin des Büros, Nancy Bracke, verwies darauf, dass neben Menschen mit Lernbehinderungen gerade für ältere Menschen, „die die größere Schrift brauchen“, und ausländische Mitbürger die Leichte Sprache wichtig sei. Gemeinsam mit dem Vertreter des Thüringer Gehörlosenverbandes, Erhard Müller, wurde über die noch immer ausstehende Möglichkeit diskutiert, dass Landtagssitzungen durch Gebärdendolmetscher übersetzt werden. Ein entsprechender Antrag der LINKEN, so informierte Karola Stange, war abgelehnt worden. Nun soll erneut dafür ein Anlauf unternommen werden. Wobei Herr Müller, der seit 15 Jahren ehrenamtlich als Übersetzer für Amtsdeutsch gehörlosen Menschen in Thüringen zur Seite steht, deutlich machte, dass es ihnen nur um ausgewählte Tagesordnungspunkte geht. Unter der Überschrift „Moderne barrierefreie Informations- und Kommunikationsplattform in Thüringen“ fordert Die LINKE neben dem Einsatz von Gebärdendolmetschern bei Plenarsitzungen, die barrierefreie Gestaltung der Parlamentsdokumente sowie der



Fracking Ausgesprochen kritisch bewertet die Linksfraktion die Methode des Fracking, wie es die Umweltpolitikerin Katja Wolf im Landtag gesagt hatte. Die in weiten Teilen Thüringens geplante Förderung von Erdgas aus Schiefergestein könnte u.a. zur massiven Gefährdung des Grundwassers führen. In Deutschland wird die Technologie seit 15 Jahren angewandt, in Thüringen bisher nicht. Mittlerweile hat ein kanadischer Konzern drei Aufsuchungsfelder im Norden Thüringens abgesteckt, die eine Fläche rund 3000 Quadratkilometern umfassen. Frühestens 2015 möchte das Unternehmen mit Probebohrungen beginnen. Die LINKE warnt vor großen Risiken für die Umwelt und das Grundwasser.



Internetpräsentation der Landesregierung. Umsetzung der Behindertenrechtskonvention „Eine Schwalbe macht noch keinen Sommer“, so der Kommentar von Ka-



„Halt! Bitte leichte Sprache!“ - ein Prüfer des CJD-Büros für Leichte Sprache demonstriert den Gästen, wie er sich mit der roten Karte bei Veranstaltungen mit schwer verständlichen Reden bemerkbar macht.



rola Stange, nachdem der Landesregierung der Thüringer Maßnahmeplan zur Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen zugeleitet worden war und sie diesen im Rahmen der Kabinettspressekonferenz den Medien in Thüringen vorgestellt hatte. Nach Auffassung der Linksfraktionärin sind die zur Beratung freigegebenen 150 Seiten „ein unverbindliches Maßnahme-Paket“. Es bestehe zum Teil aus kaum konkreten Prüfaufträgen von unterschiedlichen Aktivitäten, angefangen vom Thema Bildung und Ausbildung bis hin zum Thema Wohnen. Der der Maßnahmeplan sei ein „zahnloser Tiger“, denn in den einzelnen Ressorts gebe es keine extra eingestellten Mittel zu dessen Umsetzung. Die LINKE-Politikerin fordert die Landesregierung auf, das Papier unverzüglich dem Thüringer Landtag zur Beratung zuzuleiten, damit ein Maßnahmeplan mit konkreten, sich an den Bedürfnissen der Menschen mit Behinderungen messenden Inhalten beschlossen werden kann. Am 5. Mai findet der europäische Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung statt.
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VON A BIS Z: Petitionsrecht Nachdem der Gesetzentwurf der Linksfraktion zur Stärkung des Petitionsrechts bereits im August 2011 Gegenstand einer öffentlichen Anhörung und in den wesentlichen Punkten auf Zustimmung gestoßen war, hatten CDU und SPD die Beratung im Petitionsausschuss Sitzung für Sitzung verschoben. „Weil sich die Regierungsfraktionen entgegen aller Aussagen offensichtlich nicht zum Entwurf der LINKEN positionieren wollen, starten sie nun die parlamentarische Debatte neu mit einem eigenen Gesetzentwurf“, sagt MdL Sabine Berninger und nennt dies „ein unsägliches Spiel auf Zeit. Denn es bedeutet, dass auch unser Gesetzentwurf wieder in der Warteschleife geparkt wird. So geht man mit parlamentarischer Demokratie nicht um und erst recht nicht mit den Partizipationsrechten der Bürger“. „Am 6. Mai können nun CDU und SPD den Jahrestag unseres Entwurfes feiern und sich dazu ‚beglückwünschen’, dass sie nicht in der Lage waren, zu unseren Vorschlägen Änderungen einzubringen. Sie stellen damit nicht nur sich, sondern der Institution Thüringer Landtag – dem ‚Zentrum der Demokratie’ – ein Armutszeugnis aus. Herzlichen Glückwunsch!“ Welchen Inhalt der jetzt im Landtag zu beratende Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen hat, war bis zum 25. April nicht bekannt. Dass ein Gesetzentwurf beraten werden soll, ging lediglich aus der vorläufigen Tagesordnung dieser Plenarsitzung hervor.



WICHTIGE TERMINE Antidiskrimierung „Um die Anstrengungen gegen die vielfältigen Möglichkeiten der Diskriminierung, z.B. von Frauen, Menschen mit Behinderungen, Migranten oder auch älteren Menschen, zu koordinieren und zu bündeln, bedarf es einer unabhängigen Antidiskriminierungsstelle“, sagte MdL Karola Stange. Die Linksfraktion fordert die Landesregierung auf, „sich nicht auf die schwierige Finanzlage zurückzuziehen, sondern eine solche Stelle einzurichten“. Auf Antrag der LINKEN hatte sich der Gleichstellungsausschuss erneut mit der Initiative „Koalition gegen Diskriminierung“ beschäftigt, der sich bislang die Bundesländer Brandenburg, Bremen, Hamburg und Berlin angeschlossen haben.



Arbeitsgerichte „Mit der Ankündigung von Gerichtstagen für Arbeitsgerichtsverfahren in Eisenach zeigt die Landesregierung ein verspätetes Einsehen in die berechtigte Kritik von Verbänden am Beschluss, das Arbeitsgericht zu schließen“, so MdL Ralf Hauboldt. „Wirklich konsequent wäre aber die Bildung von klar zugeordneten Außenkammern für die bisherigen Arbeitsgerichtsstandorte Jena und Eisenach.“ In diesen unsicheren Zeiten sei es leider unwahrscheinlich, dass die Prognose des Justizministeriums, die Verfahrenszahlen bei den Thüringer Arbeitsgerichten würden zurückgehen, tatsächlich eintreffe, so der LINKE Justizpolitiker, der übrigens bald Bürgermeister von Sömmerda wird.



Landtagssitzungen: Der Monat Mai ist reich an Landtagssitzungen. Nach den Plenarberatungen in der Zeit vom 2. bis 4. Mai finden die nächsten dreitägigen Sitzungen der Landtagsabgeordneten bereits wieder ab 30. Mai statt. Tag der offenen Tür: Auch in diesem Jahr lädt der Thüringer Landtag wieder zu einem Tag der offenen Tür ein. Er findet am Samstag, den 9. Juni, statt. Dabei wird sich die Landtagsfraktion der LINKEN auf der Hauptbühne u.a. mit einem Politik-Talk präsentieren sowie mit einem großen Informationsstand vor dem Haupteingang des Landtags. Erneut geplant ist ein Café im Fraktionssitzungsraum. www.die-linke-thl.de.
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KURZ UND PRÄGNANT Rechtswidrige „Extremismus-Klausel“ Die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im Thüringer Landtag, Martina Renner, begrüßte das Urteil des Dresdener Verwaltungsgerichts vom 25. April. Das Gericht hatte die sogenannte „Extremismusklausel“ für rechtswidrig erklärt. „Die Entscheidung ist ein Sieg für die Demokratie“, betonte die Landtagsabgeordnete. Sie verwies darauf, dass mit der „Extremismus-Klausel“ die dringende Arbeit gegen Rechts behindert und Vereine und Initiativen unter einen Generalverdacht gestellt werden. Die unter der Familienministerin Kristina Schröder (CDU) eingeführte Klausel verlangt von Vereinen und Initiativen als Voraussetzung für eine Förderung ihrer Arbeit die Unterschrift unter eine sogenannte „Demokratieerklärung“. Damit sollen sie sich zur freiheitlich demokratischen Grundordnung bekennen. Zudem wurden sie verpflichtet, potentielle Partner, Referenten oder Podiumsteilnehmer auf Verfassungstreue zu überprüfen und sie im Zweifel dem Bund oder dem Verfassungsschutz zu melden. Martina Renner wies in diesem Zusammenhang darauf hin, dass auch die meisten Experten in der Anhörung des Untersuchungsausschusses des Thüringer Landtags zum NSU am 23. April die „Extremismus-Klausel“ und die dahinter stehende Gleichsetzungsstrategie als Teil der Verharmlosung rechter Bedrohungen und als Behinderung demokratischer und antifaschistischer Arbeit kritisiert hatten. Die sächsische Linkspartei hatte das Urteil als eine schallende Ohrfeige für die beiden Minister (im Bund und im Land) bezeichnet.



Alle Fassungen, alle Zuarbeiten gefordert Gemeinsame LINKE Pressekonferenz zur Arbeit der Untersuchungsausschüsse „Nach über zwei Monaten können wir mehr als ungeduldig sein. Die Landesregierung hat dem Untersuchungsausschuss wesentliche Arbeitsgrundlagen – wichtige Dokumente, Organigramme, Akten – bisher nicht zur Verfügung gestellt“, kritisierte Martina Renner, Mitglied der Landtagsfraktion der LINKEN im Untersuchungsausschuss, der sich mit der NSU-Mordserie und der Mitverantwortung der Sicherheitsbehörden beschäftigt, bei der Pressekonferenz am 20. April im Thüringer Landtag.



suchungsausschuss natürlich sehr interessant sind“. Seit Februar forderten sie „alle Fassungen und Zuarbeiten“, aber bis heute habe sich nichts getan. Die Innenpolitikerin der Thüringer Linksfraktion kündigte an, dass das im Justizausschuss des Landtags zur Beratung liegende Untersuchungsausschussgesetz noch ergänzt werde. Hin-



Was den angekündigten Bericht der Schäfer-Kommission betreffe, erwarte sie, so Martina Renner weiter, dass der Öffentlichkeit der ganze Bericht, „ausführlich und ungekürzt“, vorgestellt wird. Der Thüringer Bundestagsabgeordnete Jens Petermann hatte gegenüber den Medien in Erfurt unterstrichen, dass sich eine Vielzahl von Behörden mit dem Thema befasst haben und er frage, „warum ist es nicht gelungen, die Mordserie zu verhindern“. Die Ermittlungsbehörden hätten „sich gegenseitig auf den Füßen gestanden“, Erkenntnisse seien nicht weitergegeben worden. Die bis dato in Thüringen zu beobachtende Blockadehaltung bezeichnete Jens Petermann als sehr bedauerlich. Mögli-



tergrund ist die notwendige bessere Zusammenarbeit mit dem Untersuchungsausschuss des Bundestages. Es geht auch um eine Stärkung der Minderheitenrechte, z.B. was das Recht auf Wortprotokolle betrifft, die ein wichtiges Instrument der Beweiserhebung sind. Die Abgeordnete betonte, dass die LINKE bestrebt sei, im Landtag einen konsensualen Weg für ein modernes Untersuchungsausschutzgesetz zu finden.



cherweise sei diese ganz bewusst aufgebaut worden, um die Untersuchungen zu torpedieren. Im Übrigen sei er skeptisch, „ob wir bis zum Ablauf der Legislaturperiode den Untersuchungsausschuss (des Bundestages) erfolgreich zu Ende führen können“. Martina Renner hatte bezüglich der Einhaltung des Zeitplans in Thüringen bemerkt, dass sich der Untersuchungsausschuss wohl mehrmals als nur einmal monatlich treffen müsse.



„Warum wurde der Rechtsextremismus so lange und so tödlich unterschätzt und warum ist das noch immer so?“, fragte Petra Pau und sagte, „wirklich geändert hat sich nichts, weder im Innen- und im Familienministerium noch im Bundeskanzleramt“. Petra Pau, die Mitglied im Untersuchungsausschuss des Bundestages ist, hatte zusammen mit Jens Petermann (für die LINKE stellvertretendes Ausschussmitglied) an der Pressekonferenz in Erfurt teilgenommen. Für ein modernes Untersuchungsausschussgesetz Angesichts der bislang ausstehenden Arbeitsgrundlagen des Untersuchungsausschusses betonte Martina Renner, dass damit insbesondere die Vorbereitung der Zeugenvernehmung erschwert werde. Sie verwies auf den Geheimbericht des Bundesamtes für Verfassungsschutz, für den es Zuarbeiten der Landesämter von Thüringen und Sachsen gegeben habe, „die für uns als Unter-



Petra Pau: „Dröhnende Stille aus Bayern“ Mit Verweis auf die bestehenden Untersuchungsausschüsse zur Aufklärung der Hintergründe des Naziterrors im Bundestag, in Thüringen und nunmehr auch in Sachsen, hatte Petra Pau auf der Erfurter Pressekonferenz das „Schweigen in Bayern“ als „ziemlich merkwürdig“ bezeichnet. Sie wundere sich über diese „dröhnende Stille“, schließlich sind fünf Morde des NSU (Nationalsozialistischen Untergrunds) in Bayern geschehen. Es stelle sich die Frage, ob sich die Parlamentarierer dort bei der Aufklärung der Hintergründe des Naziterrors und des Versagens der Behörden auf die Kollegen im Bundestag und den thüringischen und sächsischen Landtag verlassen. Als die Morde geschahen, sei gegen alle Seiten ermittelt worden, nur nicht gegen die rechtsextremistische. Zum Beispiel habe sich beim Polizstinnenmord in Heilbronn sogar der Verdacht gegen Roma gerichtet und wurde bis
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nach Serbien und Frankreich ermittelt. Dem Bundestagsuntersuchungsausschuss liegen bisher etwa 10.000 Seiten Unterlagen vor. „Wir suchen die Nadeln im Heuhaufen“, sagte Petra Pau und betonte, dass es über die Morde des NSU hinaus um 150 bis 180 Menschen gehe, die durch Neonazis in



Deutschland seit 1990 umgebracht wurden, und warum dieser mörderische Rechtsextremismus durch Behörden und verantwortliche Politik so lange unterschätzt wurde. Dabei habe sich bis heute nicht wirklich etwas geändert, so das stellvertretende Mitglied des Bundestags-Untersuchungsausschusses mit Blick auf das Herangehen der Bundesministerien und des Bundeskanzleramtes. So würden „olle Kammellen“, wie z.B. die Vorratsdatenspeicherung mit den NSU-Taten begründet. Die Abgeordnete, die seit 2006 auch Vizepräsidentin des Bundestages ist, forderte ein konzertiertes politisches Vorgehen gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus in Deutschland und unterstrich die Aufgabe der Untersuchungsausschüsse, das fachliche, aber vor allem das politische Versagen aufzuklären.



Made in Thüringen? Beim VSA Verlag erscheint jetzt das Buch „Made in Thüringen? Nazi-Terror und Verfassungsschutzskandal“. Das Buch, herausgegeben von Bodo Ramelow, will „auf das Entstehen des braunen Terrors, dessen Unterstützer aus dem Thüringer Heimatschutz, den Neonazi-Kameradschaften, der NPD und dem internationalen Neonazi-Netzwerk Blood & Honour sowie auf das jahrelange Wegschauen von Verantwortlichen in Politik und Sicherheitsbehörden und den Rassismus aufmerksam machen. Wir wollen das dubiose Handeln der Geheimdienste ins Licht der Öffentlichkeit zerren und die bisherigen Bemühungen um die parlamentarische Aufklärung resümieren“ (Aus dem Vorwort von Bodo Ramelow).
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DAS THEMA „Es war richtig, die Anhörung von Sachverständigen und Zeugen zur Situation des Neonazismus in den 90er Jahren an den Beginn der Aufklärungsarbeit des Untersuchungsausschusses zu setzen. Vor allem Menschen, die sich bereits seit vielen Jahren gegen Rechts engagieren, haben die politischen Defizite mehr als deutlich gemacht“, so Martina Renner, stellvertretende Vorsitzende des Untersuchungsausschusses für die Fraktion DIE LINKE. „Erschreckend, was die Thüringer Opferberatung berichtete“, sagte die Abgeordnete mit Verweis auf bis heute bestehende Defizite in Behörden und Polizei, bei Straftaten die Perspektive der Opfer rechter Gewalt einzunehmen. „Zu oft werden die politischen Einstellungen bei der Beurteilung von Straftaten nach wie vor vollkommen negiert.“ Zeitzeugen hatten beeindrukkend von einer extrem gewalttätigen und gut vernetzten rechten Szene Anfang der 90er Jahre berichtet. „Nichtrechte Jugendliche und Migranten hatten sich Angsträumen ausgesetzt gesehen, auf die Politik und Behörden nicht reagiert haben, sagte Renner, die auf Reaktionen außerhalb des eigentlichen Untersuchungsauftrages hofft. „Die Frage, was macht die Politik aus den Ergebnissen des jährlich erscheinenden Thüringen-Monitors, die von Matthias Müller, Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus Berlin, aufgeworfen wurde, muss Anlass sein, auch über das gegenwärtig bestehende Landesprogramm und dessen Ausrichtung neu zu diskutieren.“ Gefahr verkannt und abgewiegelt Zur ersten öffentlichen Anhörung des Untersuchungsausschusses waren von den Fraktionen am 23. April zahlreiche Vertreter von Opferberatungen und aus Zivilgesellschaft und Wissenschaft „geladen“ worden. Sie gaben Einblicke in die Nachwendejahre; die Zeit, in der sich die Neonazis im Freistaat rasant ausbreiteten. Das Ziel: aufklären, ob die Wurzeln des NSU-Terrors nicht schon damals hätten erkannt werden können. Anetta Kahane , Vorsitzende der Amadeu-Antonio Stiftung, brachte es zu Beginn des zehnstündigen Sitzungsmarathons auf den Punkt, dass vor Ort solch inakzeptable Zustände herrschten, wie in keinem anderen Bundesland. Während der Thüringer Heimatschutz (THS) die Szene beherrscht und zum Angriff auf Migranten und Linke geblasen hätte, seien die Opfer allein geblieben. Fast alle Institutionen hätten die Gefahr verkannt und abgewiegelt. Und das obwohl Anfang der Neunzigerjahre ganze 250 Neonazis in Jena aktiv waren, schätzte ein Antifa-Aktivist, der damals in der Saalestadt wohnte. Durch die Anti-Antifa Ostthüringen und
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„Es könnte heute wieder passieren“ Anhörung des NSU-Untersuchungsausschusses im Thüringer Landtag dem THS hätte sich die Szene professionalisiert, geführt von André Kapke und Ralf Wohlleben. Die NPD-Strukturen seien später hinzugekommen. Auch Matthias Quent von der Universität Jena sah eine regionale Besonderheit. Während die Neonazis in der Bundesrepublik mit personellem Rückgang zu kämpfen hatten und sich gleichzeitig radikalisierten, verzeichneten sie in



ges Versagen vorwarf. Helmut Roewer hätte während seiner Amtszeit Ursache und Wirkung verdreht, Neonazis in einer Filmproduktion auftreten lassen und von guten Seiten des NS gesprochen. Der Landeszentrale und dem Neonazi-Experten Rainer Fromm warf er 1998 vor, mit einem Filmprojekt ein Schreckensszenario von Thüringen zeichnen zu wollen, so Peter Reif-SpiDie beiden Mitglieder der Linksfraktion im Untersuchungsausschuss, Martina Renner (stellvertretende Vorsitzende des Ausschusses) und Dieter Hausold, vor Beginn der zehnstündigen Anhörung.



Thüringen bis ins Jahr 2000 regen Zulauf. Wohl ein Grund für die unverhohlene Bedrohung, die sie nicht nur auf den Straßen der Universitätsstadt, sondern auch in Kahla, Saalfeld-Rudolstadt und Gera verbreitete. Deren offensives Auftreten bestätigte Peter Reif-Spirek von der Thüringer Landeszentrale für politische Bildung. Dass das möglich gewesen sei, habe auch an den politischen Reaktionen gelegen. Der alltägliche Neonazi-Terror sei auf ein Jugendphänomen und Gewaltproblem reduziert und die ideologische Motivation ignoriert worden. Vielmehr war es jedoch ein „subkultureller Bürgerkrieg rechter Schlägertrupps gegen Gleichaltrige“, wie es der Politikwissenschaftlicher Hajo Funke von der Freien Universität Berlin vor dem Untersuchungsausschuss formulierte.



rek. Gleichzeitig störte sich Helmut Roewer nicht daran, als Neonazis – darunter André Kapke – einen Vortrag in Jena stören; im Nachhinein verharmloste er das Geschehene sogar. Wer blieb übrig? Die Betroffenen rechter Gewalt, die mit Drohungen und Angriffen alleine blieben und nun Jahre später vor dem Untersuchungsausschuss wohl erstmals öffentlich Gehör erhielten. Das Versagen von Landesre-



gierung, Polizei, Justiz, Parteien und Gesellschaft führte damals und heute dazu, dass rechte Tathintergründe unbeachtet bleiben, wie es Christina Büttner schilderte, sie war für die Mobile Opferberatung in Thüringen (EZRA) vom Gremium eingeladen worden. Diese Erfahrung teilte auch das Mobile Beratungsteam (Mobit), zudem habe sich die Landesregierung trotz Bundesförderung jahrelang verweigert, Projekte gegen Neonazis und Rassismus zu fördern – ein Novum. Aufklärung bedarf noch vieler Nachfragen Ob nach den Taten des NSU in Thüringen und der Berliner Republik wirklich ein Umdenken stattgefunden hat und auch der alltägliche Rassismus zum Thema wird, ist ungewiss. Oder mit den Worten von Anetta Kahane: „Es könnte heute wieder passieren“. Eines scheint jedoch sicher, die Aufklärung über die Rolle der Behörden in der Mordserie bedarf noch vieler Nachfragen. Der Versuch Helmut Roewers, den sogenannten Gasser-Bericht über die Zustände im Landesverfassungsschutz unter seiner Führung gerichtlich geheim zu halten, zeigt, wie notwendig der Untersuchungsausschuss ist – am 21. Mai werden weitere Zeugen, unter ihnen die Thüringer Innenminister der 90er Jahre – gehört. Sören Frerks



„Das hat uns hochgradig empört“



Ursache und Wirkung verdreht Auch das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz trug unter seinem Präsidenten Helmut Roewer zur politischen Verklärung bei. Lediglich der von der CDU eingeladene ehemalige Mitarbeiter des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Rudolf van Hüllen, attestierte seinen Thüringer Kollegen Durchblick. Sie hätten das Terror-Trio ab 1994 auf dem Radar gehabt. Dabei durfte ein Vergleich zu „Linksextremismus und Linksterrorismus“ unter Rekurs auf die Extremismustheorie nicht fehlen. Nicht verwunderlich, leitete er beim Bundesamt doch das gleichnamige Referat und veröffentlichte die Handreichung „DIE LINKE stellen“. Aufschlussreicher erschien dann doch der Erfahrungsbericht von Anetta Kahane, die dem Geheimdienst völli-



Eine der größten antifaschistischen Demonstrationen in Thüringen hatte mit fast 5.000 Teilnehmern – und unter einem enormen Polizeiaufgebot – am 14. März 1998 in Saalfeld (s. Archiv-Foto) stattgefunden. Die Region Saalfeld-Rudolstadt-Jena hatte sich immer mehr zu einem Schwerpunkt rechtsextremer Umtriebe entwikkelt. Im Vorfeld war gegen die Demonstration, die unter dem Motto „Gegen jeden rechten Konsens“ stand, eine enorme Hysterie aufgebaut worden. Vor Ort hatten Politiker von CDU, SPD und FDP gegen sie sogar Unterschriftensammlungen in Saalfeld organisiert. Bei der Anhörung vor dem Untersuchungsausschuss am 23. April in Erfurt hatte der Gewerkschafter Michael Ebenau betont, dass „uns der Umgang von Polizei, Behörden und Innenministerium mit denen, die gegen Rechts protestieren wollten, hochgradig empört hat“. Während sich in den Jahren 1995 bis 1997 die Rechtsextremisten in der Region Saalfeld/Rudolstadt konzentriert hatten, „weil offensichtlich die Behörden sie dort gewähren ließen“, wurden antifaschistische Initiativen kriminalisiert. Eine „einmalige Hetzkampagne“ habe stattgefunden. In Flugblättern wurde vor einem „nicht wieder gut zu machenden politischen, sozialen und wirtschaftlichen Schaden“ gewarnt.
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„Es geht also doch?!“ Petra Enders: Jetzt kommt endlich Bewegung in den Streit um die 380 kV-Leitung „Kommt jetzt endlich Bewegung in den seit Jahren andauernden Streit um die geplante 380 kV-Leitung?“, fragte sich die Linkspolitikerin Petra Enders, angesichts neuer Meldungen über „Ultranet“, die Infragestellung der Leitung durch die Thüringer Ministerpräsidentin und die Veröffentlichung von Lastflussdaten durch den Netzbetreiber 50Hertz Transmission. „Wir fordern die Ministerpräsidentin auf, nicht nur zu reden, sondern zu handeln und den Planfeststellungsbeschluss zum Neubau der 380 kV-Leitung durch das zuständige Fachministerium von Amts wegen überprüfen und aufheben zu lassen. Denn eines wird nun immer deutlicher: die Planrechtfertigung ist nicht gegeben, wenn der Windstrom aus dem Norden im Süden auf Grund des eigenen Ausbaus regenerativer Energien nicht mehr gebraucht wird. Und dies war bisher immer die von 50 Hertz vorgetragene Begründung für einen notwendigen Leitungsneubau“, sagte Petra Enders. „Dass Bayern und Baden-Württemberg ihre Anstrengungen hinsichtlich der Eigenerzeugung erneuerbarer Energien verstärken, ist lange bekannt. Es freut mich, dass die Ministerpräsidentin jetzt auch erkennt, dass es zwischen diesen Anstrengungen und dem Bau der 380 kV-Leitung HalleSchweinfurt einen Zusammenhang gibt. Das hat sie vor wenigen Wochen noch ganz anders gesehen!“, so Petra Enders. Wie genau sich hier der Sach-



verhalt darstellt, ob es ernsthafte Überlegungen sind oder es sich nur um Wahlkampfgeplänkel handelt, wird eine von der Linksfraktion im Thüringer Landtag beantragte „Aktuelle Stunde“ zu diesem Thema im Landtag zeigen. Insgesamt sei sie froh, dass die Interessengemeinschaft „Achtung Hochspannung!“, unterstützt von Kommu-



nen aus Thüringen und Bayern, die Kraft aufgebracht hat, mit der Einreichung der Klage gegen diese Leitung beim Bundesverwaltungsgericht den Beginn des Bau zu verhindern. Damit ist Zeit gewonnen, die zur Prüfung des Vorhabens genutzt werden wird. „Ich bin optimistisch, dass die Bundesverwaltungsrichter in Leipzig sehr gewissenhaft prüfen werden und zu dem Ergebnis kommen: Diese Leitung ist überflüssig!“, betonte die Abgeordnete. Die Veröffentlichung von Lastflussdaten des Netzbetreibers 50Hertz Transmission ist ein längst überfälliger Schritt hin zu mehr Transparenz. Er ist aber noch völlig unzureichend, weil aus



den im Internet veröffentlichten Daten nicht hervor geht, ob zur Sicherung der Netzstabilität, zum Beispiel bei Starkwind, die erneuerbaren Energien Vorrang vor den fossilen Energien haben oder ob Windräder abgeschaltet werden und möglicherweise Atomstrom weiter fließt. Gegenwärtig lassen die Trassengegner von Experten prüfen, ob die seit Jahresbeginn durchgeführten zwei Maßnahmen zur Sicherung der Systemstabilität, die die Thüringer Starkstromleitung Remtendorf-Redwitz betreffen, einen Neubau rechtfertigen könnten. „Ich denke nicht!“, zeigte sich Petra Enders überzeugt und fügte hinzu: „Die Daten bestärken mich und meine Mitstreiter in unserer Auffassung, dass diese Leitung mit Freileitungsmonitoring und Hochtemperaturseilen ausgerüstet, eine solche Kapazitätserweiterung erhält, dass ein Natur und Landschaft zerstörender Neubau einer weiteren 380 kV-Leitung über den Rennsteig von Thüringen nach Bayern unnötig ist. Dass man bestehende Trassen aufrüsten kann, beweisen weit fortgeschrittene Überlegungen zum sogenannten Ultranet. Gleichstromleitungen werden an vorhandene Hochspannungsmasten angehängt. Bereits 2017/2019 können somit das RheinMain-Gebiet und Süddeutschland nach Abschalten weiterer Atommeiler mit Windenergie aus dem Ultranet versorgt werden. Es geht also!“



Mädchen ermutigen, Begabungen zu nutzen aber oft noch schlechtere Chancen im Beruf haben. Bei der Bezahlung werden die Unterschiede besonders deutlich. Noch immer beträgt der Lohnunterschied zwischen Frauen und Männern in Deutschland 23 Prozent. Das wollen wir ändern! Selbstverständlich nutzen Mädchen heutzutage Handys und CompuDiesmal hatte die Landtagsabgeordnete der LINKEN, Ina Leukefeld, in ihrem Wahlkreis Schülerinnen der Lutherschule Zella-Mehlis zum Girlsday am 26. April eingeladen. Sieben Mädchen waren der Einladung gefolgt. „Lernen geht auch außerhalb von Schule“, sagte Ina Leukefeld. Besonders für Mädchen und junge Frauen sei es wichtig, die Arbeitswelt kennen zu lernen und einen Einblick in die unterschiedlichsten Berufe, insbesondere im technischen und naturwissenschaftlichen Bereich, zu gewinnen. Es ist nicht von ungefähr, dass die Mädchen zwar gute Noten in der Schule,



ter - warum sollen sie nicht auch Berufe, wie z.B. Softwareentwicklerin, Biophysikerin oder KfZ-Mechanikerin, erlernen? Im Rathaus in Zella-Mehlis trafen die Mädchen den Hauptamtsleiter (oder Bürgermeister in spe), Herrn Rossel, sowie Vertreter der Firma Sinustrom und die Berufsberaterin, Frau Hille. Sie informierte über interessante und weithin unbekannte Berufe im Bereich der regenerativen Energien. Anschließend gings zur EXPLORATA, einer Ausstellung über Natur, Wissenschaft und Technik, die von Frau Weiß, einer Frau, die sich selbständig gemacht hat und



erfolgreiche Gründerin ist, geleitet wird. Dort gab es noch einen Quiz und viele, viele Fragen. „Na, wenn das nicht Erfolg versprechend ist“, so Ina Leukefeld. „ Ich will Mädchen ermutigen, die Vielfalt ihrer Begabungen zu nutzen und sich auch für Berufe in neuen zukunftsträchtigen Branchen zu interessieren.“ Den Mädchen hat der Tag ebenfalls viel Spaß gemacht. Ina Leukefeld
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DAS LETZTE …



Saburre adquireret



von Stefan Wogawa



Nicht einmal geschenkt Wie großzügig! Die so genannte Bild-„Zeitung“ soll jedem Haushalt in Deutschland am 23. Juni 2012 gratis zugestellt werden. Grund ist deren 60. Geburtstag. Jawohl, so lange gibt es das Blatt schon - das, mit dem systematisch und bewusst Tag für Tag die gesellschaftliche Atmosphäre vergiftet, die Menschenwürde mit Füßen getreten wird. Von geistiger Gewalt spricht Günter Wallraff, der für sein mutiges Buch „Der Aufmacher“ ins Innere des dunklen Imperiums geblickt hat. Am schlechten Image ändern auch Dienstwillige nichts, die sich mit dem Schmutzblatt gemein machen. Veronika Ferres, Mario Barth und Peter Maffay sind drei der mehr oder weniger prominenten Werbefiguren. Wie es anders geht, hat 2011 die Band „Wir sind Helden“ gezeigt. Die Anfrage einer Agentur, sich an einer Werbekampagne für Bild zu beteiligen, bei der auch kritische Stimmen zu Wort kommen sollten, haben die Musiker abgelehnt. „Ich glaub, es hackt“, beginnt ein offener Brief von Sängerin Judith Holofernes. „Selten hat eine Werbekampagne so geschickt mit der Dummheit auf allen Seiten gespielt“, schätzt die Frau ein, für die Bild „ein gefährliches politisches Instrument“ ist, „nicht nur ein stark vergrößerndes Fernrohr in den Abgrund, sondern ein bösartiges Wesen“. Auch bei der Gratis-Aktion gibt es inzwischen Gegenwind. Etwa 200.000 Menschen haben es dem Springer-Konzern bereits untersagt, ihnen eine Gratis-Bild zu liefern. Mit einem Schreiben an den Konzern haben sie der Zustellung der „Zeitung“ rechtswirksam widersprochen. Beteiligen kann man sich unter den Web-Adressen: http://www.campact.de/bild/h ome und http://alle-gegenbild.de/. Dort lässt sich ein klares Zeichen setzen: Nein, die Bild-„Zeitung“ möchte ich nicht einmal geschenkt!



IMPRESSUM Der LINKE PARLAMENTSREPORT erscheint auf den Seiten 5 bis 10 in UNSERE NEUE ZEITUNG. Herausgeber: DIE LINKE. Fraktion im Thüringer Landtag, Jürgen-Fuchs-Str. 1, 99096 Erfurt. Redaktion: Annette Rudolph (V.i.S.d.P.), Stefan Wogawa Telefon: 0361 - 377 2325; Fax: 0361 - 377 2416 E-Mail: [email protected] Internet: www.die-linke-thl.de Für unverlangt eingesandte Manuskripte und Materialien übernimmt die Redaktion des PARLAMENTSREPORTs keine Haftung. Sie behält sich das Recht der auszugsweisen Wiedergabe von Zuschriften vor. Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder. Nachdruck von Beiträgen ist ausdrücklich erwünscht.



























Empfehlen Sie Dokumente






[image: alt]





parlamentsreport - DIE LINKE im ThÃ¼ringer Landtag 

der BÃ¼rger am Ende nicht mehr weiÃŸ, wo das richtige Amt und wer der richti- ge Ansprechpartner istâ€œ, so Bodo ..... Mitarbeiter des Bundesamtes fÃ¼r Ver- fassungsschutz, Rudolf van HÃ¼llen, at- testierte seinen ThÃ¼ringer Kollegen .... Veronika Fe










 


[image: alt]





parlamentsreport - DIE LINKE im ThÃ¼ringer Landtag 

25.06.2012 - Mitarbeiter durch die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit in neue BeschÃ¤ftigung. Es handelt sich keinesfalls um eine Er- ..... sische Jugend - Gefahr von Rechts zwischen Volkstanz und Neonazis- musâ€œ vorgestellt. .... sozialistischen Massenorgan










 


[image: alt]





parlamentsreport - DIE LINKE im ThÃ¼ringer Landtag 

25.06.2012 - ls â€žzutiefst empÃ¶rendâ€œ bezeich- net Bodo Ramelow, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE im ThÃ¼ringer. Landtag, den Beschluss der GlÃ¤ubiger, die Schlecker-Drogerien abzuwickeln. FÃ¼r Fehlentscheidungen aus der Wirt- schaft und der Po










 


[image: alt]





Gesetzentwurf - Linke - NiedersÃ¤chsischer Landtag 

14.08.2009 - tausch zwischen Wirtschaft und Bundeswehrâ€œ, enge Grenzen gesetzt werden. Die konkreten Auswirkungen auf die ForschungsaktivitÃ¤ten der ...










 


[image: alt]





Gesetzentwurf - Linke - NiedersÃ¤chsischer Landtag 

14.08.2009 - Fraktion DIE LINKE. Hannover ... deswehr im Einsatz fÃ¼r unsere Sicherheit - Wirtschaft und Politik an der Seite der Bundeswehrâ€œ), bei dem Ã¼ber ...
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Die Linke 

Die Linke (PDF) credit by Vuorinen K Jouko archived 24 April 2012. ID beda2ed50b eBook. PDF File: Die Linke. 1/1. DIE LINKE. Our Library eBooks "Die Linke.
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Die Grünen im Landtag Bayern 

22.05.2014 - ministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst geplant wird, um die erforderliche Be- wusstseinsbildung zu realisieren und den ...
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die linke book pdf 

Bewerbung In Der Wirtschaftsprfung Book By Campus Verlag , Datsun Service Manual Model 240z. Sports S30 Supplement Chassis Manual 1971 72 Book ...
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neujahrsempfang die linke. homburg mit oskar ... - DIE LINKE. sojus 

25.01.2017 - partner auf ihrer Seite angeboten werden kÃ¶nnen. Bitte einfache eine .... durch den Abbau, Dreckschleudern â–« Kern- energie: Fukushima!
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TTIP - DIE LINKE. Hessen 

01.10.2014 - Comprehensive Economic and Trade Agreement (Kanada und EU) .... Ã–ffentlichkeit und stehen im Internet â€“ auch auf Deutsch â€“ zur VerfÃ¼gung ...
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2016 - DIE LINKE Flensburg 

20.09.2016 - Die Bezeichnung â€žFrauâ€œ statt â€žDameâ€œ hat eine, die soziale Stellung der Person weiblichen. Geschlechts nicht berÃ¼cksichtigende Bedeutung ...
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neujahrsempfang die linke. homburg mit oskar ... - DIE LINKE. sojus 

HOMBURG MIT. OSKAR LAFONTAINE. Mittwoch, 25. Januar 2017, 19 Uhr im. Siebenpfeifferhaus, KirchenstraÃŸe 8, 66424. Homburg - mehr auf Seite 2. Ð¡ÐžÐ®Ð—.
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Steinecke - DIE LINKE in Bremen 

25.07.2009 - UnternehmensfÃ¼hrung nach Gutsherrenart hat oft zur Folge, dass unfÃ¤hige Manager mit einer. Abfindung die StÃ¤tte ihres Versagens verlassen ...
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der linke radikalismus die kinderkrankheit im kommunismus pdf 

der linke radikalismus die kinderkrankheit im kommunismus are a good way to achieve details about operating certainproducts. Many products that you buy can ...
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Stoppt die AfD! - Partei DIE LINKE 

... die Â»Patriotische. PlattformÂ« UnterstÃ¼tzung erhalten sie vom Partei-Vize Alexander. Gauland Dieser ist fÃ¼r sie wichtig, weil er sich auf eine vierzig- jÃ¤hrige CDU-Mitgliedschaft berufen kann 12. HÃ¶cke will die AfD zu einer Â»fundamentalop
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antragsheft_asbach_stand04112010 verbessert - DIE LINKE. Bayern 

11.12.2010 - Antragsteller: Kreisvorstand Schweinfurt. VO3-c Abwahlantrag gegen Ulrich Voß,. Antragstellerin: Kreismitgliederversammlung Main-Rhön.










 


[image: alt]





antragsheft_asbach_stand04112010 verbessert - DIE LINKE. Bayern 

11.12.2010 - Diese Form des Haushaltsplanes ist hinterlegt mit den Konten der ..... ersucht, baldmÃ¶glichst ein Konzept zu erstellen, wie die Situation der. 6.
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der linke radikalismus die kinderkrankheit im kommunismus pdf 

Read Online Now der linke radikalismus die kinderkrankheit im kommunismus Ebook PDF at our Library. Get der linke radikalismus die kinderkrankheit im kommunismus PDF file for free from our online library. PDF File: der linke radikalismus die kinderkr
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Käsekuchen im Finanzministerium - Landtag NRW 

21.08.2014 - beurteilt. Die mit der „Käsekuchenaktion“ zum Ausdruck gebrachte Kreativität steht der des. Fragestellers allerdings gewiss nicht nach.










 


[image: alt]





Schneller HÃ¶her Teurer - DIE LINKE Hamburg 

rem Hafen ist ohnehin alles dicht gedrÃ¤ngt, die. FlÃ¤chen sind auch ohne Olympia schon knapp. Um Stadien, UnterkÃ¼nfte und Hallen zu bauen, mÃ¼ssen ganze ...
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WahlprÃ¼fstein DIE LINKE - Deutsche AIDS-Hilfe 

Urteile der obersten indischen Gerichte haben dieses Vorgehen gestÃ¼tzt (zuletzt gegen den. Konzern Novartis im April 2013). Die HIV-Behandlung hat sich in vielen LÃ¤ndern Afrikas und. Asiens massiv verbessert, nachdem die Produktion von generischen 
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Die Richtlinie Teil 2 - SPD-Fraktion im SÃ¤chsischen Landtag 

ben dem Spracherwerb insbesondere gemeinnÃ¼tzige Einrich- tungen und sÃ¤chsische Kommunen in der Integrationsarbeit stÃ¤rker unterstÃ¼tzen kÃ¶nnen.
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Schleswig_Holsteinischer Landtag - Landtag SH 

13.12.2012 - ausgestattet und bereiten das angebotene Essen min. in Teilen vor Ort ... Schulen in Schleswig-Holstein erhalten ihr Essen und/oder Lebens-.
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linke parteien freie gewerkschaften und die ... AWS 

If you want to possess a one-stop search and find the proper manuals on your products, you can visit this website that delivers many Linke Parteien Freie. Gewerkschaften Und Die Ratebewegung In Der Deutschen Revolution 191819 Vom. Burgfrieden. You ca
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